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258. Verordnung: Geschirrverordnung.
2 5 9 . Verordnung: Neuerliche Abänderung der Verordnung, womit Vorschriften zum Schutze des Lebens und

der Gesundheit von Dienstnehmern bei Ausführung bestimmter Arbeiten erlassen werden.
2 6 0 . Verordnung: Änderung der Durchführungsverordnung IV zur EVO.
2 6 1 . Verordnung: Ausdehnung der Krankenversicherungspflicht nach dem Bundesangestellten-Kranken-

versicherungsgesetz auf die öffentlich-rechtlichen Bediensteten einiger Gemeinden des Bundes-
landes Niederösterreich.

262. Verordnung: Abänderung der Freiliste 1.
2 6 3 . Verordnung: Abänderung der Verordnung zur Durchführung des Außenhandelsförderungs-Beitragsgesetzes.
264. Kundmachung: Beitritt Indonesiens zur Internationalen Meter-Konvention.
2 6 5 . Abkommen zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Regierung der Föderativen

Volksrepublik Jugoslawien über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Pflanzenschutzes.

2 5 8 . Verordnung der Bundesministerien
für soziale Verwaltung, für Justiz und für
Handel und Wiederaufbau vom 15. Novem-
ber 1960 über Herstellung, Verkauf, Zurich-
tung und Verwendung von Geschirren und
Geräten, die mit Lebensmitteln unmittelbar
in Berührung kommen, über Kinderspielzeug
bestimmter Art sowie über bestimmte Arten
der Aufbewahrung und Verpackung von

Lebensmitteln (Geschirrverordnung).

Auf Grund des § 6 des Lebensmittelgesetzes
1951, BGBl. Nr. 239, wird von den Bundes-
ministerien für soziale Verwaltung, für Justiz
sowie für Handel und Wiederaufbau verordnet:

§ 1. Den in dieser Verordnung enthaltenen
Verboten und Beschränkungen unterliegen

a) alle Geschirre und Geräte, die zur Ge-
winnung, Herstellung, Aufnahme, Auf-
bewahrung oder zum Transport von Le-
bensmitteln bestimmt sind, soweit sie mit
Lebensmitteln in unmittelbare Berührung
kommen,

b) Kinderspielzeug, das eine Nachbildung von
Eß-, Trink- und Kochgeschirren darstellt,
sowie Kinderspielzeug für Säuglinge und
Kleinkinder (§ 9).

§ 2. (1) Es ist verboten, Geschirre und Geräte
aus

1. Blei und Bleilegierungen mit Ausnahme der
im Abs. 2 angeführten Legierungen,

2. Cadmium und dessen Legierungen sowie mit
Cadmium überzogenen Metallen,

3. arsen- oder antimonhaltigen Legierungen,

4. Metallen oder Metallegierungen, die Beryl-
lium oder mehr als 1'5 v. H. Mangan ent-
halten,

herzustellen, gewerbsmäßig feilzuhalten, zu ver-
kaufen oder zu gebrauchen.

(2) Von dem im Abs. 1 Z. 1 aufgestellten Verbot
sind Blei-Zinn-Legierungen mit einem Höchst-
gehalt an Blei bis zu 10 v. H. und an anderen
giftigen Metallen bis zu 0'15 v. H., davon jedoch
höchstens 0'03 v. H. Arsen, ausgenommen.

(3) Es ist verboten, Mahlvorrichtungen mit
einer Mahlfläche aus Blei oder bleihaltigen Stof-
fen für die Bearbeitung von Lebensmitteln her-
zustellen oder die Mahlfläche mit Blei oder blei-
haltigen Stoffen zuzurichten und solche Mahl-
vorrichtungen gewerbsmäßig feilzuhalten, zu
verkaufen oder zu gebrauchen.

(4) Die Herstellung, das gewerbsmäßige Feil-
halten, Verkaufen oder Gebrauchen von Koch-
geschirren und Küchengeräten aus Zink, Zink-
legierungen oder verzinktem Metall ist ver-
boten. Der gewerbsmäßige Gebrauch von son-
stigen Geräten aus Zink, Zinklegierungen oder
verzinktem Metall ist beschränkt auf Arma-
turen aus Zink, Zinklegierungen oder verzink-
tem Eisen an Speiseölbehältnissen, verzinkte
Eisenbehältnisse für Wasser, Feinspiritus, Stärke-
sirup oder Backmalz, auf verzinkte eiserne Lauf-
rohre in Mühlenbetrieben, auf verzinkte Eisen-
behälter oder verzinkte eiserne Geräte für die
Herstellung von Braumalz, ferner auf Körbe aus
verzinktem Eisendraht zur Aufnahme von fer-
tigen Backwaren (Brot, Semmeln u. dgl.) sowie
von Gemüse mit Ausnahme von Tomaten; es ist
verboten, derartige Behältnisse ohne Hinweis auf
den beschränkten Verwendungszweck gewerbs-
mäßig in den Verkehr zu setzen.
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(5) Es ist Verboten, Behältnisse der im Abs. 4
bezeichneten Beschaffenheit beim Verkehr mit
Backwaren (Brot, Semmeln u. dgl.) und Gemüse
zu anderen Zwecken als zum Feilhalten oder
zum kurzfristigen Transport dieser Lebensmittel
zu verwenden.

§ 3. Es ist verboten, Geschirre und Geräte
herzustellen, gewerbsmäßig feilzuhalten, zu ver-
kaufen oder zu gebrauchen,

a) die an den mit Lebensmitteln in Berührung
kommenden Stellen mit einem Überzug
(zum Beispiel Glasur oder Email) ver-
sehen sind, der
aa) nach halbstündigem Kochen mit

4 v. H . Essigsäure Barium oder Zink,
bb) nach halbstündigem Kochen mit

4 v. H . Weinsäure Antimon oder
cc) nach dreimaligem Kochen durch je

eine halbe Stunde mit 4 v. H . Essig-
säure bei Geschirren mit weniger als
einem Liter Inhalt mehr als 2 mg Blei
pro Gefäß, bei Geschirren von einem
Liter Inhalt und darüber, mehr als
2 mg Blei pro Liter Gefäßinhalt,

an die betreffende Säure abgibt,
b) deren Überzug (zum Beispiel Glasur oder

Email) mit der Unterlage nicht gut ver-
schmolzen ist oder von dieser leicht ab-
splittert,

c) die als Keramiken zufolge ihrer Beschaffen-
heit nicht stärker erhitzt werden können,
wenn die Glasur nach 24 Stunden langem
Stehen bei Zimmertemperatur nach Ein-
wirkung von 4 v. H . Essigsäure Barium
oder Zink, nach Einwirkung von 4 v. H.
Weinsäure Antimon oder nach Einwirkung
von 4 v. H . Essigsäure bei Geschirren mit
weniger als einem Liter Inhalt mehr als
2 mg Blei pro Gefäß, bei Geschirren von
einem Liter Inhalt und darüber mehr als
2 mg Blei pro Liter Gefäßinhalt, an die
betreffende Säure abgibt,

d) von deren Oberfläche Glasteilchen (insbe-
sondere auch Überglas) leicht absplittern.

§ 4. (1) Es ist verboten, Geschirre und Geräte
a) an ihren für die Berührung mit Lebens-

mitteln bestimmten Stellen mit anderem
als technisch reinem Zinn (Abs. 4) zu ver-
zinnen,

b) mit einem weniger als 90 v. H . technisch
reines Zinn und mehr als 10 v. H . Blei
enthaltenden Zinnlot zu löten,

c) mit einer Beschaffenheit, die den lit. a
und b zuwiderläuft, gewerbsmäßig feilzu-
halten, zu verkaufen oder zu gebrauchen.

(2) Von dem im Abs. 1 lit. a und c enthaltenen
Verbot sind Milchkannen und ähnliche Gefäße
ausgenommen, die aus technologischen Gründen
einen stärker bleihaltigen Zinnüberzug mit je-
doch höchstens 1'5 v. H . Blei aufweisen.

(3) Von dem im Abs. 1 lit. b enthaltenen Ver-
bot ist die Verwendung von Zinnlot, das bis
zu 50 v. H . Blei enthält, für die Außen- bzw.
Zwischenlötung (Folienlötung) von Konserven-
dosen unter der Voraussetzung ausgenommen,
daß nur geringe technologisch unvermeidbare
Mengen dieses Zinnlots in unmittelbare Be-
rührung mit Lebensmitteln kommen können.

(4) Unter technisch reinem Zinn im Sinne des
Abs. 1 lit. a ist Zinn zu verstehen, das höchstens
1 v. H . gesundheitsschädliche Verunreinigungen
einschließlich Blei enthält.

§ 5. (1) Es ist verboten, zum Verkauf be-
stimmte Lebensmittel

a) in Zinntuben oder Folien aus nicht tech-
nisch reinem Zinn auch dann, wenn diese
Tuben oder Folien mit technisch reinem
Zinn (§ 4 Abs. 4) verzinnt oder innen-
seitig mit einer Schutzschichte aus Lack,
Paraffin oder Papier u. dgl. versehen sind,

b) in Konservendosen, Tuben, Folien und
ähnlichen Behältnissen mit einer Vernie-
rung, welche die Lebensmittel in einer
Weise verändert, daß hiedurch die mensch-
liche Gesundheit gefährdet werden kann,

c) in Konservendosen, Tuben und ähnlichen
Behältnissen, die mit Verschlüssen ver-
sehen sind, deren Vernierung der in lit. b
geforderten Beschaffenheit widerspricht,

aufzubewahren oder zu verpacken.

(2) Die Aufbewahrung oder Verpackung zum
Verkauf bestimmter Lebensmittel in antimon-
haltigen Zinntuben oder antimonhaltigen Zinn-
folien ist verboten. Dieses Verbot gilt jedoch
nicht für Käse, soweit der Antimongehalt der
Zinntuben oder -folien 3 v. H. nicht überschrei-
tet und der Käse durch eine Schutzschichte von
Papier oder durch eine andere gesundheits-
unschädliche Schichte auf der Innenseite der
Tuben oder Folien geschützt ist.

§ 6. (1) Es ist verboten, zur Herstellung von
Geschirren und Geräten Kupfer mit gesundheits-
schädlichen Verunreinigungen von mehr als
0'5 v. H. zu verwenden; hiebei darf der Arsen-
gehalt 0'03 v. H. nicht überschreiten.

(2) Der gewerbsmäßige Gebrauch von Ge-
schirren und Geräten aus Kupfer oder Kupfer-
legierungen ist verboten, wenn nicht gewähr-
leistet ist, daß eine Abgabe von Kupferverbin-
dungen in einem gesundheitsgefährdenden Aus-
maß an das Lebensmittel ausgeschlossen ist.

(3) Es ist verboten, Geschirre und Geräte aus
Kupfer oder Kupferlegierungen gewerbsmäßig
zu verwenden, wenn sie an der mit Lebensmit-
teln unmittelbar in Berührung kommenden
Fläche nicht so blank (frei von löslichen Kupfer-
verbindungen) als technisch möglich gehalten
werden.
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§ 7. (1) Es ist verboten, Geschirre und Geräte
aus Kautschuk oder synthetischem Kautschuk,
der Blei oder mehr als 1 v. H . Zink enthält oder
bei 24stündiger Einwirkung von 4 v. H. Wein-
säure bei Zimmertemperatur Antimon an die
Weinsäure abgibt, herzustellen, gewerbsmäßig
feilzuhalten, zu verkaufen oder zu gebrauchen.

(2) Verboten ist insbesondere die Herstellung,
das gewerbsmäßige Feilhalten oder Verkaufen
von Saugringen, Warzenhütchen, Mundstücken
für Saugflaschen sowie die Herstellung, das
gewerbsmäßige Feilhalten, Verkaufen oder Ge-
brauchen von Schläuchen für flüssige Lebens-
mittel, von Dichtungsringen (für Konserven-
dosen, Koch- und Eßgeschirre, Speisenbehälter)
aus Kautschuk von der im Abs. 1 bezeichneten
Beschaffenheit.

§ 8. Es ist verboten, Geschirre und Geräte aus
Kautschuk oder Kunststoffen herzustellen, ge-
werbsmäßig feilzuhalten, zu verkaufen oder zu
gebrauchen, wenn sie die Lebensmittel in einer
Weise verändern, daß diese die menschliche Ge-
sundheit gefährden können.

§ 9. (1) Die im § 2 Abs. 1, im § 3 und im § 4
Abs. 1 für Geschirre und Geräte vorgesehenen
Verbote finden auf die Herstellung, das gewerbs-
mäßige Feilhalten und Verkaufen von Kinder-
spielzeug, das eine Nachbildung von Eß-, Trink-
und Kochgeschirren darstellt, Anwendung.

(2) Es ist verboten, Kinderspielzeug im Sinne
des Abs. 1 aus Zink, Zinklegierungen oder ver-
zinktem Metall herzustellen, gewerbsmäßig feil-
zuhalten oder zu verkaufen.

(3) Es ist verboten, Spielzeug für Säuglinge und
Kleinkinder aus Kautschuk oder synthetischem
Kautschuk der im § 7 Abs. 1 beschriebenen Be-
schaffenheit herzustellen, gewerbsmäßig feilzu-
halten oder zu verkaufen.

§ 10. Die Bestimmungen der Verordnung der
Ministerien des Innern und des Handels vom
13. Oktober 1897, RGBl. Nr. 237, betreffend die
Verwendung von Druckapparaten beim gewerbs-
mäßigen Ausschank des Bieres, in der Fassung der
Verordnung vom 11. Juli 1905, RGBl. Nr . 112,
werden durch diese Verordnung nicht berührt.

§ 11. Diese Verordnung tri t t am 1. Jänner
1961 in Kraft.

§ 12. Mit dem Wirksamwerden dieser Ver-
ordnung treten außer Kraft:

a) die Verordnung vom 13. Oktober 1897,
RGBl. Nr. 235, womit Bestimmungen über
die Erzeugung oder Zurichtung von Eß-
und Trinkgeschirren, dann Geschirren und
Geräten, die zur Aufbewahrung von Le-
bensmitteln oder zur Verwendung bei den-
selben bestimmt sind, sowie über den Ver-
kehr mit denselben erlassen werden;

b) die Verordnung der Ministerien des Innern,
der Justiz und des Handels vom 29. Juni
1906, RGBl. Nr . 132, mit welcher die §§ 1
(Punkt 4) und 2 der Ministerialverordnung
vom 13. Oktober 1897, RGBl. Nr. 235,
ergänzt werden;

c) Artikel I der. Verordnung des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien vom 10. November 1928,
BGBl. Nr . 321, womit die Verordnungen
vom 13. Oktober 1897, RGBl. Nr. 235,
betreffend die Erzeugung oder Zurichtung
von Eß- und Trinkgeschirren, dann von
Geschirren und Geräten, die zur Aufbe-
wahrung von Lebensmitteln oder zur
Verwendung bei denselben bestimmt sind,
sowie über den Verkehr mit denselben,
und vom 17. Juli 1906, RGBl. Nr . 142,
betreffend die Verwendung von Farben
und gesundheitsschädlichen Stoffen bei Er-
zeugung von Lebensmitteln (Nahrungs-
und Genußmitteln) und Gebrauchsgegen-
ständen sowie über den Verkehr mit derart
hergestellten Lebensmitteln und Ge-
brauchsgegenständen abgeändert bezie-
hungsweise ergänzt werden;

d) die Verordnung der Bundesministerien für
soziale Verwaltung, für Justiz sowie für
Handel und Wiederaufbau vom 30. April
1948, BGBl. Nr . 103, betreffend die Ver-
wendung von zinkhaltigem Kautschuk im
Lebensmittelverkehr.

Proksch Broda Bock

2 5 9 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 23. November
1960, mit der die Verordnung vom 3. De-
zember 1956, womit Vorschriften zum
Schutze des Lebens und der Gesundheit von
Dienstnehmern bei Ausführung bestimmter
Arbeiten erlassen werden, neuerlich abge-

ändert wird.

Auf Grund der §§ 74 a und 74 c der Gewerbe-
ordnung sowie des § 24 Abs. 1 des Arbeits-
inspektionsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 147, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau verordnet:

Im § 21 der Verordnung des Bundesmini-
steriums für soziale Verwaltung vom 3. Dezem-
ber 1956, BGBl. Nr. 259, in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 287/1958, womit Vor-
schriften zum Schutze des Lebens und der Ge-
sundheit von Dienstnehmern bei Ausführung
bestimmter Arbeiten erlassen werden, tritt an
Stelle der Zeitangabe „31. Dezember 1960" die
Zeitangabe „31. Dezember 1962".

Proksch
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260. Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
29. November 1960, mit der die Durch-
führungsverordnung IV zur EVO. geändert

wird.

Auf Grund des § 56 Abs. 3 der Eisenbahn-
Verkehrsordnung, BGBl. Nr. 213/1954, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 51/1956
und BGBl. Nr. 141/1957, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau verordnet:

§ 1. § 1 Z. 7 der Durchführungsverordnung IV
zur EVO., BGBl. Nr. 107/1959, hat zu lauten:

„7. Zu Rn. 105:

Die Gegenstände der Ziffer 3 müssen in
hölzerne Kisten oder hölzerne Fässer, die mit
widerstandsfähigem Papier oder dünnem Zink-
oder Aluminiumblech auszulegen sind, oder in
wasserdichte Pappfässer verpackt sein. Ein Papp-
faß darf nicht schwerer sein als 75 kg. Kleine
Sendungen mit einem Gewicht von höchstens
20 kg dürfen auch in Wellpappefaltkartons ver-
packt sein. Die Klappen des Kartons sowie die
gehefteten Kanten müssen mit 60 mm breiten
Klebestreifen durchlaufend und haltbar verklebt
sein. Die Wellpappe des Faltkartons muß ein
Gesamtflächengewicht von mindestens 1000 g/m2

aufweisen. Die Klebestreifen müssen folgenden
Bedingungen entsprechen:

Reißlänge längs 10.000 m
Reißlänge quer 5.200 m
Berstdruck (nach Schopper) 4'1 kg/cm2."

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1961
in Kraft.

Waldbrunner

2 6 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 2. Dezember
1960, über die Ausdehnung der Krankenver-
sicherung nach dem Bundesangestellten-Kran-
kenversicherungsgesetz 1937, BGBl. Nr. 94,
auf die öffentlich-rechtlichen Bediensteten
einiger Gemeinden des Bundeslandes Nieder-

österreich.

Auf Grund des § 1 a Bundesangestellten-Kran-
kenversicherungsgesetz 1937, BGBl. Nr. 94, in
der Fassung des § 487 Abs. 1 Allgemeines Sozial-
versicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, wird
auf Antrag der nachstehend genannten Gemein-
den und nach Anhörung der Krankenversiche-
rungsanstalt der Bundesangestellten verordnet:

Mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1961 werden
die öffentlich-rechtlichen Bediensteten der Orts-
gemeinde K e m a t e n , Bezirk Amstetten, und

der Marktgemeinde L e o p o l d s d o r f im
Marchfeld, Bezirk Gänserndorf, auf die die Ge-
meindebeamtendienstordnung, LGBl. für das
Land Niederösterreich Nr. 35/1948, Anwendung
findet, in die Krankenversicherung der Bundes-
angestellten bei der Krankenversicherungsanstalt
der Bundesangestellten einbezogen.

Proksch

2 6 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 12. Dezember 1960, mit

der die Freiliste 1 abgeändert wird.

Auf Grund des § 4 Abs., 1 Z. 1 des Umsatz-
steuergesetzes 1959, BGBl. Nr. 300/1958, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 302/1959,
wird verordnet:

§ 1.
Die Anlage A der Verordnung des Bundes-

ministeriums für Finanzen vom 5. Oktober 1960,
BGBl. Nr. 198, mit der die Gegenstände be-
stimmt werden, für die eine Ausgleichsteuer
nicht eingehoben wird (Freiliste 1), wird wie
folgt abgeändert:
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§ 2.

Diese Verordnung ist auf steuerbare Vorgänge
anzuwenden, die nach dem 19. November 1960
bewirkt worden sind oder bewirkt werden.

Heilingsetzer

2 6 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 12. Dezember 1960, womit
die Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 13. September 1954 zur
Durchführung des Außenhandelsförderungs-

Beitragsgesetzes abgeändert wird.

Auf Grund der §§ 3 und 9 des Außenhandels-
förderungs-Beitragsgesetzes, BGBl. Nr. 214/1954,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Handel und Wiederaufbau verordnet:

Artikel I.

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 13. September 1954 zur Durch-

führung des Außenhandelsförderungs-Beitrags-
gesetzes, BGBl. Nr. 215/1954, in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 191/1958, wird wie
folgt geändert:

Im § 1 wird die Höhe des Außenhandelsför-
derungsbeitrages von „2 v. T." durch „3 v. T."
ersetzt.

Artikel II.

Diese Verordnung ist auf alle Vorgänge an-
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 1960
stattfinden.

Heilingsetzer

2 6 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 30. November 1960 über den
Beitritt Indonesiens zur Internationalen
Meter-Konvention vom 20. Mai 1875 in der
Fassung der Internationalen Übereinkunft

vom 6. Oktober 1921.

Nach einer Mitteilung der Französischen Bot-
schaft in Wien ist Indonesien der Internationalen
Meter-Konvention, BGBl. Nr. 20/1876, in der
Fassung der Internationalen Übereinkunft vom
6. Oktober 1921, BGBl. Nr. 46/1927, mit Wir-
kung vom 30. September 1960 beigetreten.

Raab

265.

ABKOMMEN ZWISCHEN DER BUNDES-
REGIERUNG DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER REGIERUNG DER
FÖDERATIVEN VOLKSREPUBLIK JU-
GOSLAWIEN ÜBER DIE ZUSAMMEN-
ARBEIT AUF DEM GEBIETE DES PFLAN-

ZENSCHUTZES.

Die Bundesregierung der Republik Österreich
und die Regierung der Föderativen Volksrepu-
blik Jugoslawien haben, vom Wunsche geleitet,
eine enge Zusammenarbeit in allen Fragen des
Pflanzenschutzes im Interesse der Verringerung
der durch Pflanzenkrankheiten und Pflanzen-
schädlinge verursachten Ernteverluste zu sichern,
beschlossen, ein Abkommen über die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiete des Pflanzenschutzes zu
treffen, und haben zu diesem Zwecke folgendes
vereinbart:

Artikel 1.

Die Bundesregierung der Republik Österreich
und die Regierung der Föderativen Volksrepu-
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blik Jugoslawien verpflichten sich, im Interesse
der Verhütung der Ausbreitung von Pflanzen-
krankheiten und Pflanzenschädlingen auf dem
Gebiete des Pflanzenschutzes zusammenzuar-
beiten und sich hiebei grundsätzlich an die Prin-
zipien der Internationalen Pflanzenschutzkon-
vention vom 6. Dezember 1951 zu halten. Die
Zusammenarbeit erfaßt insbesondere die phyto-
sanitären Vorschriften für die Aus-, Ein- und
Durchfuhr pflanzlicher Produkte, wobei die
pflanzlichen Produkte, die bereits eine Verarbei-
tung erfahren haben, wie Pülpe u. ä., den phyto-
sanitären Vorschriften beider Länder nicht unter-
liegen.

Artikel 2.

Für die Aus-, Ein- und Durchfuhr von Pflan-
zen werden folgende Grenzorte bestimmt:

In der Republik Österreich:
für den Bahnverkehr: Spielfeld-Straß und Ro-

senbach;
für den Straßenverkehr: Spielfeld-Straß—Straße

und Radkersburg;
für den Luftverkehr: die österreichischen Flug-

häfen für die Zivilluftfahrt.

In der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien:

für den Bahnverkehr: Maribor und Jesenice;
für den Straßenverkehr: Sentilj und Radgona;
für den Luftverkehr: die Flughäfen für die Zivil-

luftfahrt Beograd, Zagreb und Skoplje.

Diese Liste der Grenzorte kann nach Bedarf
und nach vorherigem Einvernehmen der Ver-
tragschließenden Teile abgeändert oder ergänzt
werden.

Die Vertragschließenden Teile werden bemüht
sein, die im Absatz 1 dieses Artikels angeführten
Grenzorte allmählich mit Ausrüstungen zur Des-
infektion und Desinsektion von Materialien
pflanzlichen Ursprungs, welche aus-, ein- oder
durchgeführt werden, zu versehen.

Artikel 3.

Jeder Vertragschließende Teil ist berechtigt,
durch seine Pflanzenschutzorgane die phytosani-
täre Untersuchung von Erzeugnissen pflanzlichen
Ursprungs, welche aus dem Gebiet des einen
Vertragschließenden Teiles in das Gebiet des an-
deren Vertragschließenden Teiles eingeführt oder
aus dem Gebiet des einen Vertragschließenden
Teiles durch das Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles transitiert werden, vorzu-
nehmen und hiebei die in seinen eigenen Vor-
schriften vorgesehenen Maßnahmen zur Anwen-
dung zu bringen.

Wenn der Pflanzenschutzdienst eines der Ver-
tragschließenden Teile bei Ein- oder Durchfuhr-
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Sendungen entscheidet, daß irgendeine Sendung
nicht zu übernehmen bzw. durchzuführen oder
sie besonderen Maßnahmen einer Pflanzenqua-
rantäne zu unterwerfen ist, wird der Pflanzen-
schutzdienst des anderen Vertragschließenden
Teiles von der getroffenen Entscheidung verstän-
digt werden.

Artikel 4.

Jeder der Vertragschließenden Teile ver-
pflichtet sich, auf seinem Territorium innerhalb
des Bereiches von 30 km von der Grenzlinie eine
Überwachung der Terrains zwecks Feststellung
des Bestehens folgender Pflanzenkrankheiten und
-Schädlinge einzurichten:

1. Kartoffelkrebs (Synchytrium endobioticum)

2. Kartoffelnematoden (Heterodera rostochien-
sis)

3. Zwergsteinbrand (Tilletia contraversa
Kühn)

4. Kastanienrindenkrebs (Endothia parasitica
Anders)

5. Pfirsichmotte (Cydia molesta Busck)
6. weißer Bärenspinner (Hyphantria cunea

Drury)
7. San-José-Schildlaus (Quadraspidiotus perni-

ciosus Comst.)
8. Pappelkrebs (Dothichiza populea).

Das Verzeichnis der angeführten Pflanzen-
krankheiten und -Schädlinge kann nach vorhe-
rigem Einvernehmen der Vertragschließenden
Teile ergänzt oder eingeschränkt werden.

Die Vertragschließenden Teile verpflichten sich,
einander durch ihre zentralen Pflanzenschutz-
stellen von jedem Auftreten der oben erwähnten
Pflanzenkrankheiten und -Schädlinge innerhalb
der 30-km-Grenzzone zu unterrichten. Diese
Meldungen werden sofort nach Auftreten der
Pflanzenkrankheiten oder der -schädlinge über-
mittelt werden und Angaben über den Ort des
Auftretens — Gemeinde und Bezirk — ent-
halten.

Artikel 5.

Beide Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, in der Grenzzone die Bekämpfung der in
Artikel 4 dieses Abkommens angeführten Pflan-
zenkrankheiten und, -schädlinge durchzuführen,
um deren Übertragung bzw. Übergreifen vom
Territorium des einen Vertragschließenden Teiles
auf das Territorium des anderen Vertragschlie-
ßenden Teiles zu verhindern.

Artikel 6.

Beide Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, daß die zentralen Pflanzenschutzstellen jedes
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Jahr, und zwar spätestens bis Ende März, über
das Auftreten der wichtigeren Pflanzenkrank-
heiten und -schädlinge, die auf ihrem gesamten
Territorium im Laufe des vergangenen Jahres
vorgekommen sind, Berichte austauschen.

Die Vertragschließenden Teile sind auch über-
eingekommen, daß die zentralen Pflanzenschutz-
stellen einmal jährlich, und zwar bis spätestens
Ende März, Berichte über die Ergebnisse der
Untersuchungen austauschen, die im vorher-
gehenden Jahre zwecks Aufdeckung des Auf-
tretens gefährlicher Quarantäne-Pflanzenkrank-
heiten und -schädlinge im Grenzgebiet durch-
geführt wurde, wobei nach Möglichkeit die be-
fallenen Flächen, die Schadensausmaße wie auch
die unternommenen Maßnahmen und erzielten
Resultate anzugeben sind.

Artikel 7.

In Durchführung der im Artikel 1 dieses Ab-
kommens vorgesehenen Zusammenarbeit zur
Unterbindung von Pflanzenkrankheiten und
Pflanzenschädlingen, die eine Gefahr für beide
Länder darstellen, sind die Vertragschließenden
Teile übereingekommen, sich gegenseitig nach
vorherigem Einvernehmen die erforderliche fach-
liche und technische Hilfe zu gewähren. Tech-
nische Hilfe wird gegen Kostenersatz gewährt.

Artikel 8.

Die Vertragschließenden Teile verpflichten sich
zur Zusammenarbeit:

durch Austausch von Fachzeitschriften, Fach-
literatur, Werbematerial und anderen Publi-
kationen, betreffend den Pflanzenschutz;

durch Austausch von Mitteilungen über Er-
gebnisse wissenschaftlicher Forschung und erwie-
senermaßen praktischer Methoden zur Unter-
bindung gefährlicher Pflanzenkrankheiten und
-schädlinge;

durch fallweisen Austausch von Fachleuten für
eine bestimmte Zeit, wobei die Kosten des Auf-
enthaltes der Fachleute jenes Land zu tragen hat,
das ihre Entsendung vornimmt oder wünscht.

Artikel 9.

Zwecks praktischer und erfolgreicher Anwen-
dung der Bestimmungen dieses Abkommens wer-
den die Pflanzenschutzdienste der Vertragschlie-
ßenden Teile nach Bedarf Zusammenkünfte ihrer
Vertreter und Spezialisten abhalten. Die Zusam-
menkünfte werden entweder in der Republik
Österreich oder in der Föderativen Volksrepublik
Jugoslawien oder eventuell auch gelegentlich
internationaler Tagungen, z. B. auf Tagungen
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des Rates der Pflanzenschutzorganisation für
Europa und das Mittelmeer, stattfinden. Zeit,
Ort und Dauer der Zusammenkünfte werden
durch die zentralen Pflanzenschutzstellen der
Vertragschließenden Teile einvernehmlich fest-
gesetzt werden.

Bei diesen Zusammenkünften werden auch all-
fällige Mißverständnisse bereinigt werden, die
sich bei der Auslegung und Anwendung dieses
Abkommens ergeben haben.

Artikel 10.
Dieses Abkommen unterliegt der Genehmi-

gung der zuständigen Organe der Vertragschlie-
ßenden Teile und wird nach Erteilung der erfor-
derlichen Genehmigungen durch einen besonderen
Notenwechsel in Kraft gesetzt werden. Das Ab-
kommen bleibt für die Dauer von fünf Jahren
in Kraft.

Wenn keiner der beiden Vertragschließenden
Teile das Abkommen ein Jahr vor Ablauf der
vorgenannten Frist aufkündigt, wird seine Gül-
tigkeit automatisch auf unbestimmte Zeit ver-
längert, wobei jeder Vertragschließende Teil be-
rechtigt ist, das Abkommen jederzeit zu kün-
digen; es wird in einem solchen Falle noch ein
Jahr, gerechnet vom Kündigungstag an, in Kraft
bleiben.

Geschehen in Belgrad, am 18. März 1960, in
je zwei Originalen in deutscher und serbokroati-
scher Sprache, die beide in gleicher Weise authen-
tisch sind.

Für die österreichische
Bundesregierung:

Kreisky m. p.

Für die Regierung der
Föderativen Volksrepublik Jugoslawien:

Koča Popović m. p.

Dieses Abkommen wurde im Sinne seines Artikels 10 durch Notenwechsel mit 1. No-
vember 1960 in Kraft gesetzt.

Raab
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